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Geſetz „Sammlung 


n für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
yy b ee 


—— Nr. 98. 
FT!!! v 


(Nr. 6841.) Verordnung, betreffend die egekutivifche Beitreibung der direkten und indirekten Mu? 
Steuern und anderer öffentlicher Abgaben und Gefälle, Koſten ꝛc. Seitens gf / y „ 
| der Verwaltungsbehörden in den durch die Geſetze vom 20. September f 27 
tt und 24. Dezember 1866. mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten 1 


neuen Landestheilen. Vom 22. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ar. 


berordnen zur Herſtellung eines leichmäßigen, möglichſt ein achen Verfahrens bei 
1 Einziehung e En 15 eee itis el Shentliches Abgaben 
und Gefälle, Koſten ꝛc. von Seiten der Verwaltungsbehörden in den durch die 
Heſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. (Geſetz-Samml. für 1866. 
S. 555. 875. und 876.) mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten neuen Lan⸗ 
destheilen, auf den Antrag Unferes Staatsminiſteriums, was folgt: 


C1. 
. Der exekutiviſchen Beitreibung im adminiſtrativen Wege nach den Vor⸗ Algemene 
ſchriften dieſer Verordnung unterliegen: Grunbfäße, 
1) alle Abgaben und Gefälle, welche an den Staat zu entrichten ſind, ins⸗ 


beſondere: f 
= a) die direkten Steuern, f 
namentlich die Grund-, Gebäude, Klaſſen⸗, klaſſifizirte Ein- 


kommen und Gewerbeſteuer, ſowie die zu Staats⸗, Gemeinde⸗ 


oder anderen öffentlichen Zwecken ausgeſchriebenen Beiſchläge 
zu dieſen Steuern; 


b) die indirekten Steuern, f 
die Wege- Brücken⸗, Fähr-, Waage⸗ und Krahngelder, die 
1 : Kanal-, Schleufen-, Schiffahrts⸗ und Hafenabgaben, die 
i Niederlagegelder, Quarantainegebühren und Pachtgelder für 
verpachtete Abgabenerhebungen / 
e) die Poſtgefälle und Poſtgebühren; 
Jurgang 1867, a e 205 d) die 


Ausgegeben zu Berlin den 24. September 1867. 


a 21554 
d) die Abgabe von den Ei 
e) die Bergwerksſteuer; . IR 

2) alle Abgaben, welche an die unter ſtaatlicher Verwaltung ſtehen 
Inſtitute zu entrichten ſind; ; 

3) diejenigen öffentlichen Abgaben, welche an Gemeinden, Korporationen, 
ſowie an ſtändiſche Kaſſen zu entrichten oder zur Unterhaltung öffentlicher 
Anſtalten, beziehungsweiſe der an ſolchen angeſtellten Beamten aufzubrin⸗ 
gen oder für die Benutzung öffentlicher Anſtalten oder Einrichtungen zu 
erlegen find; f 

4) die an die öffentlichen Brandkaſſen zu entrichtenden Beiträge; 


5) die von den Verwaltungs⸗ und Auseinanderſetzungsbehörden feſtgeſetzten 
Gebühren aller Art, Koſten, Geldſtrafen und Entſchädigungen; 


6) die Domanial⸗ und Forſtgefälle, mit Einſchluß der Gefälle der Kloſter⸗ 
gutsverwaltung in Hannover, ſofern dieſelben nach den Vorſchriften im 
42. der Verordnung wegen verbeſſerter Einrichtung der Provinzial⸗ 
Polizei⸗ und Finanzbehörden vom 26. Dezember 1808. (Geſetz-Samml. 
für 1817. S. 282.) und den dazu ergangenen ergänzenden Beſtimmun⸗ 
gen ohne gerichtliche Klage auf Grund bloßer Zahlungsbefehle beigetrieben 
werden können; ; „ 

7) die Geldbeträge für Leiſtungen oder Lieferungen, welche nach fruchtlos 
gebliebener Aufforderung des Verpflichteten für deſſen Rechnung durch 
Dritte im Auftrage der Behörde ausgeführt werden (§. 2.). Az 


8. 


enbahnen; 


durch einen Dritten ausführen, beziehungsweiſe bei Lieferungen, 10 es nicht 
e ankommt, 

die zu liefernden Gegenſtände für Rechnung des Verpflichteten ankaufen zu aL 
Von der letzteren Befugniß it in allen Fällen Gebrauch zu machen, in welchen 
Leiſtung durch einen Dritten bewirken zu Laffer, nicht 


oll die Leiſtung durch einen Dritter geſchehen, ſo ſind die dazu erfor⸗ 
chen Koſten von der Behörde vorläufig feſtzuſetzen und von dem Verpflich⸗ 
einzuziehen (F. 1. Nr. 7), vorbehaltlich der nachträglichen Einziehung des⸗ 

jenigen Betrages, um welchen die Koſten der wirklichen Ausführung ſich etwa 
höher herausſtellen werden. 5 . 
§. 3. 


„Das Zwangsverfahren wird von den mit der Einziehung beauftragten 
Behörden oder Beamten angeordnet und unter ihrer Leitung durch die ihnen bei⸗ 
gegebenen Exekutoren oder diejenigen Beamten, deren ſie ſich als ſolcher zu be⸗ 
dienen haben, ausgeführt. Für die Fälle aber, in welchen den Erſteren keine 
beſtimmten zur Ausführung der Exekution dienenden Beamten zugeordnet ſind, 
oder in welchen die Aufſichtsbehörde ſelbſt die Exekution verfügt, hat dieſe auch 
die Behörde oder den Beamten zu beſtimmen, von welchem das Zwangsverfahren 
vollstreckt werden ſoll. Falls es den Verwaltungsbehörden an eigenen Organen 
zur Zwangsvollſtreckung fehlt, find dieſelben berechtigt, die Gerichte wegen Voll⸗ 
ſtreckung der gerichtlichen Exekution zu requiriren, und haben die Gerichte ſolchem 
Untrage ftattzugeben, ohne die Rechtmäßigkeit der Sorderung ihrer Prüfung un- 
erziehen zu dürfen. \ 


eg nur nach Maaß 
Verordnung (Geſetz⸗ 


§. 5. 
, Die Exekutoren müſſen bei ihren amtlichen Verrichtungen den empfangenen 
ſhriftlichen Auftrag bei ſich führen und dem Schuldner auf Verlangen vorzeigen. 
„ Ihre amtlichen Verhandlungen und Anzeigen haben inſoweit, als ſie ſich 
auf die ihnen übertra ene Einziehung der Gefälle beziehen, bis zum Beweiſe des 
Gegentheils vollen Gauben. | 
Die Exekutoren müſſen eidlich verpflichtet werden. 


f §. 6. 

. Die Einleitung des Zwangsverfahrens kann ſofort nach Ablauf der geſetz⸗ 
lich feſtſtehenden 199 den Schuldnern beſonders bekannt gemachten Zahlungs⸗ 
amine ſtattfinden. : 

ae | F 7 


r. 6 


An denjenigen Tagen, an welchen nach 60 e Anordnungen Amts⸗ 
5841.) { ne 


hand⸗ 


Mahnung und 


kündigung. 


Euekutions⸗An⸗ 


oder deren Behändigung wegen Abweſenheit der vorgedachten Perſonen nicht be 
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handlungen der Behörden und einzelner Beamten nicht verrichtet werden ſollen 
darf kein Ad vorgenommen werden, ebenſowenig gegen Juden am 
Sabbath und an jüdiſchen Feſttagen. i 

Während der Saat⸗ und Erndtezeit dürfen gegen Perſonen, welche fih 
mit der Landwirthſchaft beſchäftigen, Exekutionen nur, wenn Gefahr im Verzuge 
iſt, eingeleitet, fortgeſetzt und ausgeführt werden. Darüber, ob Gefahr im Ver⸗ 
zuge fet, hat die, die Exekution anordnende Behörde zu beſtimmen. Beſchwerde⸗ 
führungen über dieſe Beſtimmung hemmen den Lauf der Exekution nicht. Für 
die Saat werden im Frühjahr und Herbſt jedesmal vierzehn Tage, für die Erndte 
vier Wochen in derjenigen Jahreszeit, in welche nach der Oertlichkeit Saat und 
Erndte hauptſächlich zu fallen pflegen, freigelaſſen. . 


§. 8. 


Bei der Exekutionsvollſtreckung gegen aktive Militairperſonen und penſio⸗ 
nirte Offiziere find die über die vorherige Benachrichtigung der kompetenten Mi 
litairbehörde und über die Vollſtreckung der gerichtlichen Exekution in Kaſernen 
oder anderen zu demſelben Zwecke beſtimmten Dienſtgebäuden beſtehenden, durch 
den Allerhöchſten Erlaß vom 1. April d. J. (GeſetzSamml. S. 519.) in den 
neuen Landestheilen eingeführten allgemeinen Vorſchriften zu beobachten. 


§. 9. 


Vor Vollſtreckung der Exekution muß jeder Schuldner durch einen von der 
im F. 2. bezeichneten Behörde auszufertigenden Mahnzettel aufgefordert werden, 
die darin ſpeziell verzeichneten Rückſtände binnen acht Tagen einzuzahlen, widrigen⸗ 
we zur Pfändung oder zu anderen zuläffigen Zwangsmitteln werde gejchritten 
werden. 

Die Vorſchriften des Geſetzes über die Einführung einer Klaſſen⸗ und 
klaſſtſizirten Einkommenſteuer vom 1. Mai 1851. (Geſetz-Samml. S. 193.) 
$. 13. Litt. b. und c. bleiben jedoch unverändert ſtehen. 


$. 10. 


Die ausgefertigten Mahnzettel werden dem mit der Zwangsvollſtreckung 
beauftragten Beamten (Exekutor) nebft einem mit der ſchriftlichen Anweiſung zur 
Mahnung verſehenen und von der betreffenden Behörde vollzogenen Verzeichniſe 
der anzumahnenden Schuldner und ihrer Rückſtände (Reſtenverzeichniſſe) Uber 
geben. Der Exekutor muß jeden Mahnzettel dem Schuldner ſelbſt oder einem 
erwachſenen Familiengliede oder Hausgenoſſen deffelben behändigen und, wie ſol⸗ : 
ches gefchehen, unter Angabe des Namens desjenigen, dem der Zettel zugeſtellt 
worden, und des Tages der Behändigung in dem Mahnzettel und dem Reſtver⸗ 
zeichniſſe beſcheinigen. Diejenigen Mahnzettel, deren Annahme verweigert wird, 


wirkt werden kann, hat der Exekutor an die Haus, oder Stubenthür des Schuld 
ners anheften. Die achttägige Friſt wird in dieſem Falle von dem Tage an 
gerechnet, an welchem der Exekutor die Mahnzettel angeheftet hat. s 11 © 
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§. 11. 


Nach Ablauf der achttägigen Friſt find wegen der alsdann noch verblei- Exekution. 
henden Rückſtände an Abgaben und Mahngebühren die geſetzlichen Zwangsmittel a1 
anzuwenden. Dieſe ſind: See 
) die Pfändung; ö 


b) die Beſchlagnahme der Früchte auf dem Halme, ſowie der gewonnenen 
Produkte oder Fabrikate auf den Berg- und Hüttenwerken; 

e) die Beſchlagnahme der ausſtehenden Forderungen; 

d) die Sequeſtration und Verpachtung nach Maaßgabe der Allerhöchſten 
Order vom 31. Dezember 1825. unter D. XII. Littr. p. (Geſetz-Samml. 
für 1826. S. 5.) 

e) die Subhaſtation. 


Die Sequeſtration und Verpachtung, ſowie die Subhaſtation der Grund⸗ 
ſticke, Berg- oder Hüttenwerke des Schuldners darf nur in dem Falle, wenn 
auf andere Weiſe keine Zahlung zu erlangen iſt, veranlaßt werden. In der 
Anwendung der übrigen Zwangsmittel ift eine Reihenfolge nicht nothwendig zu 
beobachten, in der Regel iſt jedoch zunächſt die Pfändung und nöthigenfalls die 
Beſchlagnahme der Früchte auf dem Halme vorzunehmen. In den Herzogthümern 

chleswig und Holſtein findet jedoch die Sequeſtration nicht ftatt. 


$. 12. 


i Die Pfändung darf nur auf den Grund eines von der das Zwangs- Pfändung. 
verfahren leitenden Behörde ausgefertigten Pfändungsbefehls vorgenommen wer⸗ 
den. Kraft deſſelben ift der Exekutor befugt, die im Beſtze des Schuldners be⸗ 
ſindlichen pfändbaren beweglichen Sachen in Beſchlag zu nehmen. 


. 13. f 
Von der Pfändung find ausgefchloffen: 


a) die für den Schuldner, ſeine Ehefrau und ſeine bei ihm lebenden Kinder 
und Eltern nach ihrem Stande unentbehrlichen Betten, Kleidungsſtücke 
und Leibwäſche, ſowie die Betten für das Geſinde und das zur Wirth⸗ 
ſchaft unentbehrliche Haus⸗ und Küchengeräthe; a 

b) eine Milchkuh, oder in deren Ermangelung zwei Ziegen, nebſt dem zum 

nterhalt oder zur Streu der freizulaſſenden Thiere erforderlichen Futter 
und Stroh für einen Monat; ! 

e) der einmonatliche Bedarf an Brod „Getreide, Mehl und anderen noth⸗ 
wendigen Lebensbedürfniſſen für den Schuldner und feine Familie; 

ch ein zum Heizen und Kochen beſtimmter Ofen; 

e) bei Künſtlern, Handwerkern und Tagelöhnern die zur Fortſetzung ihrer 
Kunst und ihres Gewerbes erforderlichen Werkzeuge und anderen funde 

6841.) ande 


ſtände mit der in dem Gewerbeſteuergeſetze vom 30. Mai 1820. $ 
(Geſetz-Samml. S. 147.) vorgeſchriebenen Maaßgabe; 
) die Bücher, welche für den Gebrauch des Schuldners und feiner Fa 
beim Gottesdienſt und in der Schule beſtimmt find; 
8) die Bücher, welche ſich auf das Gewerbe des Schuldners beziehen, ſow 
die Bücher, Maſchinen und Inſtrumente, welche zum Unterricht oder z 
Ausübung einer Wiſſenſchaft oder Kunſt gehören, bis zu einem Werk 
von 80 Thalern und nach der Wahl des Gepfändeten . 
h) bei Perſonen, welche Landwirthſchaft oder Weinbau betreiben, das hierzu 
nöthige Geräthe, Vieh- und Feld⸗Inventarium; der nöthige Dünger), 
ſowie das bis zur nächſten Erndte erforderliche Brod-, Saat- und Futter 
getreide f 
i) bei Militair⸗ und Civilbeamten die zur Verwaltung ihres Dienſtes erforder- 
lichen Bücher, das unentbehrlichſte Hausgeräth, Betten, anſtändige Kleider 
und Wäſche, welche auch den penſionirten Beamten und Militaixperſonen 
zu belaſſen find; 
k) das Mobiliar dienſtthuender Offiziere, Unteroffiziere und Gemeinen und 
aller übrigen dienſtthuenden Perſonen des Soldatenſtandes, welches fid 
an dem Garniſonorte derſelben befindet, ingleichen das Mobiliar der mit 
Inaktivitätsgehalte entlaſſenen oder mit Penſion zur Dispoſition geftellten 
Offiziere an ihrem Wohnorte. Geldwerthe Papiere, baares Geld, Schar 
münzen, Juwelen und Kleinodien derſelben find von der Pfändung me 
ausgenommen. 


Be 


$. 14. 


Gegen die Pfändung kann ſich der Schuldner nur ſchützen, wenn de 
entweder: 5 i 
a) die vollſtändige Berichtigung der beizutreibenden Summe durch Quittung 

oder Vorlegung eines Poſſſcheins ſofort nachweiſt, oder : 

b) eine Friſtbewilligung der kompetenten Behörde vorzeigt, oder aber 
e) zur Abführung der beizutreibenden Summe und Bezahlung der Exekution 
koſten ſogleich bereit und im Stande iſt. 


In dieſem letzten Falle, ſowie in dem Falle, wenn der Schuldner eine 

Theil ſeiner Schuld ſofort abtragen will, muß die abzuführende Summe in 0 3 
wart des Exekutors verpackt und unter Adreſſe des Erhebungsbeamten zur of | 
befördert oder dem Ortsvorſtande zur weiteren Beförderung übergeben werden. 5 
An den Exekutor dürfen keine Zahlungen, ſelbſt nicht für Exekutionskoſten { 

geleiftet werden; die Schuldner haben dasjenige, was an dieſen gezahlt ift, b 
etwaiger Nichtablieferung noch einmal zu entrichten. ’ i 
$. 15, 
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en nach feinem Ermeſſen hinreichenden Betrag 
ö cher ſtellt, und zwar zunächſt diejenigen Gegenſtände, 
welche am leichteſten transportirt und veräußert werden können. Der Schuldner 
iſt, nachdem ihm der Pfändungsbefehl vorgelegt worden, verpflichtet, ſeine Effekten 
und Habſeligkeiten vorzuzeigen und zu dem Ende ſeine Wohnungs- und anderen 
Räume, ſowie die darin befindlichen Behältniſſe zu öffnen. 

Auch Sachen, welche ſich in der Wohnung oder ſonſt im Gewahrſam des 
Schuldners befinden und angeblich dritten Perſonen gehören, müſſen in Erman⸗ 

Ing anderer tauglicher Pfandſtücke in Beſchlag genommen und die angeblichen 
Eeigenthümer mit ihrem Anſpruche an die Behörde, von welcher der Pfändungs⸗ 
befehl ausgegangen iſt, verwieſen werden. 


$. 16. 


; Sachen, welche auf das Andringen anderer Gläubiger bereits gepfändet 
worden, ſind nur in Ermangelung anderer tauglicher Pfandſtücke durch Anlegung 
eines Superarreſtes mit Beſchlag zu belegen. Dies geſchieht in der Art, daß 
der Exekutor den etwa angelegten Siegeln ſein Amtsſiegel beifügt und dem 
Schuldner oder dem etwa beſtellten Verwahrer eröffnet, daß die Pfandſtücke für 
die 1 von der er ſeinen Auftrag erhalten, gleichfalls in Beſchlag genom⸗ 
eien. ; 


Lugerarreſt hat anlegen laſſen, den Verkaufstermin bekannt zu machen und darauf 
; a nämlich diejenige, 
wegen welcher zuerſt die Pfändung eingetreten, 
und diejenige, 
i wegen welcher ſpäter der Superarreſt angelegt iſt, 
aus dem gelöſten Kaufgelde befriedigt werden. 
5 „Reicht der Erlös zur Befriedigung ſämmtlicher, die Zwangsvollſtreckun 
betkeibenden Gläubiger 11 oder fade oe gutliche Cinigung unter denselben 
att, fo iſt danach die Auszahlung der beigetriebenen Gelder zu beſchaffen, im 
mmigegengeſetzten Falle iſt derſelbe an das zuſtändige Gericht zur Vertheilung oder 
peonſtigen Verfügung abzuliefern. 
F. Das Gericht hat ſodann in Gemäßheit der beſtehenden prozeſſualiſchen 
2 Beſimmungen weiter zu verfahren. N 
2 Sind Gegenſtände im Wege der Zwangsvollſtreckung auf Verfügung einer 
awaltungsbehörde bereits gepfändet, ſo kann im Wege der gerichtlichen Zwangs⸗ 
Slllrekung nur ein Anſchluß an die frühere Pfändung durch Anlegung des 
Bare erteltes fiattfinden und ſind alsdann die vorſtehenden Vorſchriften auch in 
0 Slehung auf die gerichtliche Zwangsvollſtreckung analog anzuwenden. Findet 
4 a der gepfändeten Gegenſtände nicht ſtatt, fo durfen dieſelben nur u 
6841.) . e⸗ 


Genehmigung derjenigen Behörde, beziehungsweiſe desjenigen Gläubigers, 
den Superarreſt hat anlegen laſſen, freigegeben werden. 1 


Sal 1 


Bei der Pfändung ift die Zuziehung des Ortsvorſtandes, eines oder mel 
rerer Gemeinde- oder Polizeibeamten, oder zweier unbeſcholtener Männer nu 
dann erforderlich: : 


a) wenn der Schuldner zu der eit, da die Pfändung vorgenommen werden 
fol, ſich entfernt hat; 
b) wenn den Anordnungen des Exekutors wegen Oeffnung der Wohnung 
räume ꝛc. keine Folge gegeben oder ihm thätlicher Widerſtand geleiſtet wir 


In Gegenwart der obengedachten Perſonen kann die Pfändung nöthigen 

falls mit Gewalt vorgenommen werden. | f 
Iſt der Widerſtand auch auf dieſem Wege nicht zu beſeitigen, fo muß der 
Exekutor davon der Behörde, in deren Auftrag er handelt, Anzeige machen, die 
aber das Erforderliche wegen der dem Exekutor zu gewährenden Hülfe nach den 
hierüber beſtehenden Geſetzen veranlaſſen. 


$. 18. 


Abgepfändete baare Gelder und auf jeden Inhaber lautende Papiere mujer 
wenn die Kaſſe ſich nicht am Orte ſelbſt befindet, von dem Exekutor in G 
wart des Schuldners oder der bei der Pfändung zugezogenen Perſonen verpa 
und unter der Adreſſe des Kaſſenbeamten zur Post befördert, oder dem Orts 
e der zur Annahme und weiteren Beförderung verpflichtet iſt, übergebe 
werden. 

Andere Gegenſtände ſind bis zu deren Verſteigerung dem Schuldner gege 
das Verſprechen, A deren Aufbewahrung zu ſorgen, und unter Verweiſung au 
die Strafen der Vereitelung der Pfändung, zu belaſſen. 

Nur bei Unzuverläſſigkeit des Schuldners find die gepfändeten Sachen eine 
ee sfähigen Gemeindemitgliede oder dem Ortsvorſtande zur Aufbewahrung 
übergeben. 

Werden Sachen, deren Benutzung ohne Verbrauch nicht möglich it, m 
ftattgefundener Pfändung in der Wohnung des Schuldners belaſſen, ſo fin 
ſolche, ſoweit es nach den Umſtänden geſchehen kann, gegen fernere Benutzun 
Seitens des Schuldners durch Verſchließung und Verſiegelung ſicher zu jtellen 
Handlungen des Schuldners, durch welche er die Pfändung beweglicher Sache 
vorſätzlich vereitelt, unterliegen der Vorſchrift des §. 272. des Strafgeſetzbuchs. 


§. 19. 


Ueber den Hergang bei der Find muß der Exekutor an Ort 
Stelle eine Verhandlung aufnehmen, und ſolche nicht nur ſelbſt unterſchre 
ſondern auch von dem Schuldner oder deſſen Stellvertreter und allen 1 


re ee 


Pfändung zugezogenen Perſonen unterſchreiben laſſen, oder aber den Grund der 

fehlenden Unterſchriften vermerken. 

| Der Exekutor muß zugleich den Schuldner nochmals zur Zahlung der 

Rückſtände mit dem Bedeuten auffordern, daß, wenn ſolche nicht geleiſtet werden 
ſollte, an dem von ihm in der Regel ſofort zu beſtimmenden Tage zum Ver⸗ 

kauf der Pfandſtücke geſchritten werden würde. 

Dem Schuldner, ſowie demjenigen, dem die gepfändeten Sachen etwa in 
Verwahrung gegeben ſind, iſt auf Verlangen von dem Exekutor ſofort eine Ab⸗ 
Kit = Pfändungsprotokolls mitzutheilen und, wie ſolches geſchehen, in dieſem 
u bemerken. 

5 Die Aufnahme einer Verhandlung iſt auch dann erforderlich, wenn bei 
dem Schuldner keine pfändbaren Gegenſtände vorgefunden ſind. 


§. 20. 


Nach Ablauf einer vom Tage der vollzogenen Pfändung an zu rechnenden Verkauf der 

vierzehntägigen Friſt iſt, wenn inzwiſchen keine Zahlung erfolgt und keine Eigen⸗ abgepfandeten 2 

thumsanſprüche Dritter rechtzeitig angemeldet und beſcheinigt worden find, der Sachen, 
öffentliche Verkauf der abgepfändeten Sachen von dem Beamten von welchem 
ie Exekution angeordnet worden iſt, durch eine unter das e e 
du ſetzende ſchriftliche Verfügung an dem in dem Protokolle ſchon beſtimmten 
Termine anzuordnen. Die Anordnung eines früheren Verkaufstermins iſt auch 
ohne Einwilligung des Schuldners zuläffig, wenn die ab epfändeten Sachen dem 
Verderben unterworfen ſind, oder in der Behauſung des Schuldners wegen deſſen 
Umuverläſſigkeit nicht belaſſen, anderweitig aber nur gegen unverhältnißmäßig 
hohe Koſten untergebracht werden können. Der Verkaufstermin iſt jedoch auch 
in dieſem Falle nicht unter acht Tagen zu beſtimmen und der Schuldner vorher 

davon zu benachrichtigen. 


§. 21. 


Dritte Perſonen, welche auf die abgepfändeten Sachen Anſprüche haben, 
müſſen dieſe bis zu deren Verkaufe bei der Behörde, wel he die Pfandang an⸗ 
geordnet hat, anmelden und beſcheinigen. 

Der Beſcheinigung gilt es gleich (wenn jene Perſonen die zur Begrün⸗ 
dung ihrer Anſprüche erforderlichen Thatſachen an Eidesſtatt verſichern. : 
Wird der Anſpruch nicht beſcheinigt, ſo behält der Verkauf ſeinen Fort⸗ 
gang, iſt aber eine Beſcheinigung beigebracht, ſo iſt nach Befinden der Umſtände 
die Freigebung der Sachen zu veranlaſſen, oder der angebliche Eigenthümer 
durch eine ſchriftliche Verfügung zum Rechtswege zu verweiſen. 


. 22. 


„Sollten andere Gläubiger des Schuldners ein Vorzugsrecht vor der 
öffentlichen Kaffe, in deren Intereſſe die Pfändung geſchehen iſt, behaupten, fo 
darf der Verkauf der abgepfändeten Sachen deshalb niemals ausgeſetzt, den 

Aubigern muß vielmehr überlafen werden, ihr vermeintliches Vorrecht auf 
das Kaufgeld bei dem zuſtändigen Gerichte geltend zu machen. Ebenſo müſſen 
Jahrgang 1867, (Nr. 6841.) 206 dann 
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dann, wenn die auf Andringen anderer Gläubiger gepfändeten Sachen auf An⸗ 
trag dieſer Gläubiger verkauft worden find, die beſtrittenen Vorrechte der öffent⸗ 
lichen Kaſſe für die rückſtändigen Abgaben und Gefälle auf das Kaufgeld bei 
dem zuſtändigen Gerichte geltend gemacht werden. 


a | 8. 235 9 

Die Abhaltung des Verkaufs muß in der Regel durch den Exekutor auf 
dem Marktplatze oder in einem anderen, Jedem zugänglichen und zur Auktion 
geeigneten Lokale des Ortes, wo die Pfändung ſtattgefunden, geſchehen. Es bleibt 
jedoch dem Beamten, welcher die Einleitung des Zwangsverfahrens angeordnet 
hat, unbenommen, den Exekutor bei dem Verkaufe, ſowie bei der Pfändung zu 
beaufſichtigen und zu leiten und deshalb bei dieſem Exekutionsakt gegenwärtig zu 
fein. Es können dem Exekutor zu dieſem Zwecke auch andere Beamten beigege 
ben werden. 
f Auch ſteht es dem die Exekution leitenden Beamten frei, den Verkauf 
durch die Ortspolizeibehörde bewirken zu laſſen. Verſpricht der Verkauf an einem 
benachbarten Orte eine vortheilhaftere Verſilberung der Pfandſtücke, ohne die 
Transportkoſten unverhältnißmäßig zu vermehren, ſo iſt dieſer anzuordnen. 

Der Verkauf in der 1 des Schuldners iſt nur dann nachzugeben, 
wenn nicht ohne Verwendung bedeutender Koſten der Verkauf anderswo auszu⸗ 


führen iſt. 


§. 24. 


Der Verkaufstermin muß ſpäteſtens acht Tage vorher durch Ausıuf oder 
Anſchläge öffentlich bekannt gemacht werden. Erſterer kann ſpäter noch wieder⸗ 
holt werden. . 

ae die in demſelben Termine zu verſteigernden Gegenſtände zuſammen 
einen Werth von mindeſtens funfzig Thalern, ſo muß die Bekanntmachung auch 
durch die öffentlichen Blätter des Ortes, wo der Verkauf ftattfinden foll, oder 
wenn daſelbſt keine ſolchen Blätter erſcheinen, durch die eines zunächſt belegenen 
Ortes erfolgen. Noch andere Arten der Bekanntmachung als die vorgeſchriebenen 
können veranlaßt werden, wenn die Behörde, welche das Zwangsverfahren betreibt, 
ſolche angemeſſen findet, oder der Schuldner rechtzeitig darauf anträgt und die 
erforderlichen Koſten bezahlt. ä 
5 Kann der Verkauf nicht in dem im Pfändungsprotokolle anberaumten 
Termine abgehalten werden, ſo iſt der anderweitige Verkaufstermin dem Schuldner 
und dem Verwahrer der abgepfändeten Sachen beſonders bekannt zu machen. 


§. 25. 


Bei der Verfteigerung werden die Pfandſtücke, ſoweit es thunlich iſt, in 
der Regel einzeln ausgeboten und nach dreimaligem Ausruf dem Meiſtbietenden 
zugeſchlagen. Die zugeſchlagenen Pfandſtücke dürfen nur gegen baare Bezahlung 
verabfolgt und müſſen, wenn ſolche vor dem Schluſſe des Termins nicht erfolgt, 
anderweit ausgeboten werden. Der erſte Käufer haftet in dieſem Falle Bu 
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Ausfall. Der Ortsvorſtand oder ein von dieſem bezeichneter Gemeinde- oder 
Polizeibeamter iſt bei dem Verkaufe zuzuziehen. . 

Dieſer Beamte ſowohl, als derjenige, auf deſſen Betreiben das Zwangs⸗ 
verfahren angeordnet iſt, und der Exekutor dürfen auf die zu verſteigernden 
Gegenſtände weder felbft mitbieten, noch durch Andere für fic) mitbieten laſſen. 


$. 26. 


Die Peleg eeu muß eingeftellt und die noch unverkauften Pfandſtücke 
müſſen dem Schuldner zurückgegeben werden, ſobald die eingegangenen Kauf⸗ 
gelder für die beizutreibende Schuld und für ſämmtliche Koſten hinreichende 
Deckung gewähren, oder die fehlende Summe baar eingezahlt wird. 

Gewährt die Auktionsloſung keine hinreichende Deckung, ſo kann die Fort⸗ 
ſetzung des Eyekutionsverfahrens dadurch abgewendet werden, daß vor Ablauf des 
Verkaufstermins eine hinreichende Zahl nicht abgepfändeter Sachen übergeben 
wird, um ſolche gleichfalls öffentlich auszubieten. 

Der Beamte, welcher den Verkaufstermin abhält, iſt zur Annahme aller 
Gelder, welche aus der Verſteigerung eingehen, oder an demſelben Tage auf die 
Rückſtände angeboten werden, befugt, muß aber, wenn die Kaſſe, für welche das 
Zwangsverfahren ſtattgefunden, nicht am Orte iſt und deshalb die Ablieferung an 
dieſe nicht ſofort erfolgen kann, dieſelben in Gegenwart des Schuldners oder 
der bei dem Verkaufe zugezogenen Perſonen verpacken und unter der Adreſſe des 
Kaſſenbeamten zur Poſt befördern oder dem Ortsvorſtande zur weiteren Beför⸗ 
derung übergeben. 


§. 27. 


Ueber den Hergang der Verſteigerung muß von den Beamten, welche da⸗ 
hei mitgewirkt haben, eine Verhandlung aufgenommen und ſolche auch dem 
et, wenn derſelbe gegenwärtig geweſen iſt, zur Unterſchrift vorgelegt 

erden. i 


a 
q 


$. 28, 


Späteſtens binnen acht Tagen nach der Verſteigerung muß der Kaſſen⸗ 
beamte dem Schuldner, welchem auf beſonderes Verlangen eine Nachweiſung über 
: die Verwendung der Auktionsloſung nebſt einer- Abfchrift der $. 27. gedachten 
: Verhandlung mitzuteilen iſt, den etwaigen Ueberſchuß des eingegangenen Geldes 
durch den Exekutor zuſtellen laſſen. 
: Iſt die Auktionsloſung unzureichend, ſo iſt dem Schuldner zugleich die 
FPaortſetzung des Exekutionsverfahrens mit dem Bedeuten anzukündigen, daß bei 
Aurnterbleibender Berichtigung des Rückſtandes nach Ablauf von acht Tagen zu 
einer abermaligen Pfändung oder zu anderen Zwangsmitteln geſchritten werden würde. 


§. 29. 


Von den $$. 20. bis 26. aufgeſtellten Regeln finden nachſtehende Aus⸗ 
nahmen akt: Ss fgeſt geln fi chſteh 


a) Seldwerthe, auf jeden Inhaber lautende Papiere ſind, wenn nicht binnen 
(Nr. 684l.) 206 * acht 
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acht Tagen nach der Beſchlagnahme Eigenthumsanſprüche von Dritten 
angemeldet worden ſind, an die Regierungs⸗Hauptkaſſe, beziehungsweiſe, 
wo ſolche noch nicht beſteht, an die ſonſt näher zu bezeichnende Kaſſe zur 
Verſilberung einzuſenden. 

b) Ausgedroſchenes Getreide, Heu, Lebensmittel und andere Gegenſtände, 
welche einen gemeinen Marktverkehr haben, können mit Zuſtimmung des 
Schuldners ohne vorherige Verſteigerung und Bekanntmachung an Ort 
und Stelle für den letzten Marktpreis verkauft, oder aber — wo möglich 
mit dem Geſpann des Schuldners — auf den nächſten Markt gefahren 
und daſelbſt verſilbert werden. 


e) Goldene und ſilberne Geräthe dürfen nicht unter ihrem Gold- oder 
Silberwerthe zugeſchlagen werden, Kleinodien und Kunſtſachen nicht unter 
dem Preiſe, zu welchem ſie von Kunſtverſtändigen abgeſchätzt ſind. 

Dieſe Gegenſtände ſind erforderlichen Falles zur Verſteigerung 
nach dem Hauptorte des Regierungsbezirks oder einer anderen großen 
Stadt zu verſenden. 


$. 30. 


Beſchlag · Früchte auf dem Halme dürfen nur in den letzten ſechs Wochen vor der 
nahme der gewöhnlichen Reife und nur dann in Beſchlag genommen werden, wenn ſich keine 
Fe andere taugliche und ſicher aufzubewahrende Pfandſtücke vorfinden. 5 

8 5 fee en Drittel der Erndte jeder Fruchtgattung ift von der Beſchlagnahme 
rei zu laſſen. | 

Von der beabſichtigten Beſchlagnahme muß dem Schuldner oder feinen 

Angehörigen mit der Aufforderung, dabei gegenwärtig zu ſein, Nachricht gegeben 

werden. Die Beſchlagnahme wird demnächſt in der Art vollzogen, daß der 
Exekutor die Felder, auf welchen die abzupfändenden Früchte ſtehen, der Obhut 

des Gemeindefeldhüters oder eines anderen Wächters überweiſet und über den 
Hergang eine Verhandlung aufnimmt, von welcher dem Feldhüter oder Wächter, 

ſowie dem Schuldner, auf Verlangen, Abſchrift zu ertheilen iſt. 7 

Im Uebrigen kommen die Vorſchriften h. 12. bis 27. zur Anwendung. 


6. 31. 


Beſchlag · Die Beſchlagnahme ausſtehender Forderungen oder bei einem Dritten befind- 
nahme aus licher Sachen des Schuldners erfolgt mit der Wirkung einer gerichtlichen Beſchlag⸗ 
benen de nahme durch eine ſchriftliche Verfügung der die Exekution leitenden Behörde“ 
1 durch welche der Dritte zur Einzahlung der ſchuldigen Summe an die Kaffe oder 

zur Aushändigung der ſchuldigen Sachen an den Exekutor zum Zweck des öffent 
lichen Verkaufs angewieſen wird. Der Schuldner muß von der Beſchlagnahme 
durch Zuſtellung einer Abſchrift der Verfügung und des darüber aufgenommenen 

Zuſtellungsvermerks mit der Aufforderung benachrichtigt werden, die über die 

Schuld vorhandenen Urkunden bei Vermeidung der zuläffigen Zwangsmittel dem 
Exuxekutor auszuantworten. Die Zuſtellung der Beſchlagnahme⸗Vefügung und 
die Benachrichtigung des Schuldners muß durch den Exekutor bewirkt und, wie 
ſolches geſchehen, von dieſem auf dem Konzepte jener Verfügung belies 


ieee — 
a) Die Gebührenkolonne wird durch den Geſammtbetrag der Abga 


und rückſtändigen Koſten eines jeden einzelnen Schuldners beſtimmt, if 
welche die betreffende Verfügung lautet, 


b) Nach dem Beginnen eines Exekutionsaktes müſſen, ſofern in dem Tarife 
ſelbſt nicht ein Anderes beſtimmt iſt, die vollen Gebühren bezahlt werden 
auch wenn der Akt wegen inzwiſchen eingetretener Zahlung, Ausſtand 
oe oder aus anderen Gründen nicht zur Ausführung gekom 
men iſt. 


e) Die Exekutionsgebühren müſſen, auch wenn der Exekutor mehrere Crete 
tionsakte in derſelben Gemeinde zu gleicher Zeit vorgenommen hat, von 
jedem Schuldner beſonders entrichtet werden; die Koſten für die öffenk 
liche Bekanntmachung und den Verkauf der abgepfändeten Sachen wer” 
den jedoch, wenn mehrere Maſſen zuſammengenommen werden, nur eine 
mal nach der Geſammtſumme entrichtet und unter die dabei betheiligten 


Schuldner nach Verhältniß des aus jeder Maſſe gewonnenen Erloſt 
vertheilt. 
d) Bei Vertheilung der Transportkoſten und anderer baaren Auslage 
welche mehrere Schuldner gemeinſchaftlich zu tragen haben, muß der dus 
Zwangsverfahren betreibende Beamte auf den Werth der Gegenstände 
ihren Umfang, ihre Schwere und die ſonſt obwaltenden Umſtände Bill 
Rückſicht nehmen. 
e) Neben den eiten ien Gebühren finden beſondere Reife und Zehru 
koſten unter keinen Umſtänden ſtatt. g 1 
f) Die Gebühren der nach F. 29. Littr. C. zuzuziehenden Sachverſtändige 
werden nach den bei gerichtlichen Schätzungen in dem betreffenden Lan 
theile üblichen Anſätzen, event. nach dem Ermeſſen der Aufſichtsbeh 
beſtimmt. 8 
Das Staatsminiſterium ift ermächtigt, eine Reviſion und anderweite jel 
ſetzung des Tarifs vorzunehmen. a 


$. 36. 


Die Gebühren des Exekutors und alle anderen Exekutionskoſten werden 
von dem das Verfahren betreibenden Beamten aus den durch den Verkauf de 
verpfändeten Sachen oder anderweit eingehenden Geldern gezahlt. Be 

Bei Unzulänglichkeit dieſer Gelder werden aus denſelben zunächſt die, Oy 
bühren des Exekutors berichtigt, die übrigen Exekutionskoſten aber, ſoweit It 
nicht gedeckt werden, auf die dazu geeigneten öffentlichen Fonds übernom 
oder von derjenigen Behörde eingezogen, für welche die Exekution ſtattgefunden 

In DET vormals Lunograſuch Heſſen⸗Hputburgiſchen —ᷓ 

ſenheim kommt die Verordnung wegen epekutiviſcher Beitreibung der dire 

In dem vormals Landgrafuuch Heſſen⸗Homburgiſchen Oberamtovchen eg 
ſenheim kommt die Verordnung wegen cgekuteiſcher Beitreibung der dirt f 
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teuern und anderer öffentlicher Abgaben und Gefälle, Koſten de. 

heinprovinz vom 24. November 1843. (Gefes-Gamml. für 1843. 

) mit den dazu ergangenen erläuternden, ergänzenden und abändernden 

Borſchriften zur Anwendung. : 

ae 38. 

Alle in den neuen Landestheilen beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften, welche 

eſtimmungen der gegenwärtigen Verordnung entgegenſtehen, oder mit den- 
en nicht zu vereinigen ſind, treten außer Kraft. 


§. 39. 


Die zur Ausführung gegenwärtiger Verordnung etwa erforderlichen Anord- 
gen haben die betheiligten Miniſterien gemeinſchaftlich zu erlaſſen. 


Dieſelbe tritt mit dem Tage in Kraft, an welchem das ſie enthaltende 
ck der Geſetz- Sammlung in Berlin ausgegeben wird. : 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfehrift und beigedrucktem 
lichen Inſiegel. : 


Gegeben Baden-Baden, den 22. September 1867. 
G. S.) Wilhelm. 
⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. S elcho w. 
Gr. zu Eulenburg. Be 
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Exekutionsgebuͤhren⸗Tarif. 


[bis | ois 5 | 5 bis 50 m 
1 Thaler Thaler Thaler 508 
: ſeinſchließlich einſchließlichf einſchließlich 50 Tha 
A. Gebühren des Exekutors. PF 
RER: N | | 
1) Für die Mahnunn ngk 331 ee |< alee 


2) Für die Pfändung und Sicherſtellung der 
gepfändeten Sachen, ſowie für Anlegung 
eines Superarreſte sss )))))JFTTT s. 

In dem F. 14. gedachten Falle werden, 
wenn es zu keiner Pfandziehung kommt, 
nur die halben Gebühren entrichtet. Die⸗ 
ſelben Gebühren paſſiren für die Freigebung 
abgepfändeter Sachen, ſofern dieſelbe nicht 
bei Gelegenheit eines anderen Exekutions⸗ 
akts vorgenommen wird. | 

3) Für die Anfertigung und Anheftung der 


Anſchläge, ſowie für Bewirkung des Ausruf Pa See eee 
4) Für die Verſteigerunng g.. J 16 „ 
5) Für die Zuſtellung eines Zahlungsbefehls 

an den Schuldner des Abgabenpflichtigen | 

und die Benachrichtigung des letzteren, ſowie 

für jede ſonſtige Zuſtellung . JJV 
6) Für jede Abſchrift von einem Pfändungs⸗, 

Auktions⸗ oder anderen Protokoll... JN 


B. Andere Koſten. 
7) Gebühren der bei einer Pfändung zugezo⸗ 


enen Zeugen een IR 

8) Gebühren des Aufbewahrers von Militair- } 
Effekten, täglich „ 120 11.:.12.| ete 

9) Gebühren des Hüters von Früchten auf N 
dem Halme täglich. |. 0 ES 2 * 3| ie 


Zu 8. und 9. werden, wenn bie Aufbewahrung länger als acht Tage dauert, 
dem neunten Tage an nur die halben Gebühren bewilligt. 
Die Gebühren können dagegen, wenn mehr als zehn zerſtreut liegende Par 10 
beaufſichtigen find, um die Hälfte, und wenn mehr als zwanzig zerſtreut liegende angel 
zu beaufſichtigen find, um das Doppelte erhöht werden. 5 


nn 2 ¶——— — 


Redigirt im Büreau des Staats Minifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


